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MÜNDLICHE ANFRAGE H-0774/02
für die Fragestunde während der Dezember-Tagung 2002
gemäß Artikel 43 der Geschäftsordnung
von Efstratios Korakas
an den Rat

Betrifft:Verfolgung von Kommunisten in den Beitrittsländern

In zahlreichen Beitrittsländern bestehen Einschränkungen oder sogar Verbote im Hinblick auf die 
Tätigkeit politischer Parteien. In Lettland, Litauen, Polen, Rumänien und Ungarn beispielsweise sind 
die Tätigkeit kommunistischer Parteien und ihre Teilnahme an den Wahlen bzw. die freie Verbreitung 
ihrer Ideen verboten. In einigen Fällen stützt sich dieses Verbot sogar auf Bestimmungen der 
Verfassung, in denen – historisch unhaltbar – Nazismus und Kommunismus gleichgesetzt werden. 
Mitglieder dieser Parteien werden verfolgt oder verbüßen langjährige Freiheitsstrafen, die auf Grund 
vorgeschobener Anklagen verhängt wurden (Lettland, Slowakei, Litauen), oder es werden 
Berufsverbote gegen ehemalige Mitglieder von Arbeitskollektiven verhängt (Lettland).

Ist der Rat nicht auch der Auffassung, dass dies in eklatantem Widerspruch zu seiner Einschätzung 
steht, diese Länder hätten erhebliche Fortschritte im Hinblick auf die Achtung des Rechtsstaates und 
der Menschenrechte erzielt? Wird der Rat die notwendigen Maßnahmen ergreifen, damit die freie 
Verbreitung von Ideen, die legale Tätigkeit aller politischen Parteien und die Beendigung der 
Verfolgungen und Diskriminierungen zu Lasten der Kommunisten in diesen Ländern gewährleistet 
ist?
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